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Bauarbeiten an der Schleuse Dörverden  Foto: WSA Weser
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Binnenschifffahrtsweg Mittelweser
Verbindung von Ökonomie und Ökologie

Teil 2

Bereits in der Weimarer Republik hat sich der Weser-
bund für die Binnenschifffahrt zwischen Bremen 
und Minden engagiert, nach dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs wurden die Bemühungen um den Ausbau 
der Mittelweser unter zunächst sehr schwierigen Be-
dingungen fortgesetzt. „Wieder Vorrang Mittelweser“, 
heißt ein Kapitel der Festschrift zum 50-jährigen 
Weserbund-Jubiläum, und Autor Karl Löbe berichtet 
dort detailliert über dramatische Verhandlungen.

Dramatisch sind die Verhandlungen über die An-
passungen bis heute geblieben, die Autoren Heiner 
Hautau, Ralf Rüdiger Heinrich und Klaus Wedemeier 

spüren ihnen in ihrer Chronik hautnah und ebenfalls 
sehr detailliert nach. Henning Buchholz und Thomas 
Lippel betrachten den Binnenschifffahrtsweg Mittel-
weser aus der behördlichen Perspektive des Wasser-
straßen- und Schifffahrtsamts, Nico Steudel blickt aus 
unternehmerischer Sicht auf notwendige Ausbaumaß-
nahmen. Einig sind sich alle Autoren in einer Forde-
rung: An der bedarfsgerechten Weiterentwicklung der 
Mittelweser muss weitergearbeitet werden!

Dieser Forderung schließt sich auch der Weser-
bund an: Es muss eine zügige und uneingeschränkte 
Anpassung der Mittelweser für den Einsatz von Groß-
motorgüterschiffen (110 Meter Länge) sowie Schub
verbänden und verlängerten GMS-Schiffen (135 Meter  
Länge) gemäß dem planfestgestellten Ausbaupro-
gramm erfolgen. 

100 Jahre Weserbund  Vergangenheit, Gegenwart, Zukunft

„Der Weserbund e.V. wird auch 

weiterhin für eine Anpassung der 

Mittelweser als verlässlicher Binnen­

schifffahrtsweg eintreten. 

(wv-weser.de)
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Minden, die eine durchgehende Befahrbarkeit der 
Mittelweser beschränkten.

Regierungsabkommen zum Ausbau  
der Mittelweser

1988 wurde in einem Regierungsabkommen zwischen 
dem Bund und der Freien Hansestadt Bremen der Aus
bau der Mittelweser für das 2,50 Meter abgeladene Eu-
ropaschiff (ES) mit einer Länge von 85 Meter und einer 
Breite von 9,50 Meter beschlossen. 1997 legte ein ergän-
zendes Abkommen – entsprechend der Entwicklung in 
der Binnenschifffahrt – fest, die Mittelweser auf ganzer 
Länge auch für das Großmotorgüterschiff (GMS) mit ei-
ner Länge von 110 Meter und einer Breite von 11,45 Me-
ter auf 2,50 Meter Tiefe teilabgeladen und mit einge-
schränkten Begegnungsmöglichkeiten auszubauen.

Aufgrund der Entwicklung zu größeren Schiffsein-
heiten und den stetig anwachsenden Gütermengen im 
Wirtschaftsraum Mittelweser war in den 1990er-Jah-
ren ein deutlicher Anstieg der Verkehrsgütermengen, 
besonders im Massengut, prognostiziert worden. 

Die 162 Kilometer lange Mittelweser zwischen Bre-
men und Minden verbindet die Seehäfen der Weser-
region mit dem Hinterland und den dazugehörigen 
Wirtschaftsstandorten. Nachdem 2017 in Minden die 
Weserschleuse zum Mittellandkanal in Betrieb ge-
nommen wurde, besteht für Großmotorgüterschiffe 
(GMS) auch eine Anbindung bis nach Berlin oder zu 
den Rheinhäfen.

Die Arbeiten an den weiteren sieben Staustufen 
der Mittelweser – Bremen-Hemelingen, Langwedel, 
Dörverden, Drakenburg, Landesbergen, Schlüssel-
burg, Petershagen – wurden nach dem Zweiten Welt-
krieg wieder aufgenommen und in den 1950er- und 
1960er-Jahren abgeschlossen. Somit war seit der 
Fertigstellung der Staustufe Landesbergen bei einer 
durchgehenden Fahrrinnentiefe von 2,50 Meter 
die Befahrung mit kleineren Schiffstypen gesichert 
möglich. Damit auch größere Schiffseinheiten die 
Mittelweser befahren konnten, wurden Anpassun-
gen notwendig. Diese betrafen zum einen die Fahr
wasserverhältnisse auf der Mittelweser, zum anderen 
die Abmessungen der Schleusen in Dörverden und 

Die Anpassung der Mittelweser in den vergangenen 
70 Jahren

Henning Buchholz, Leiter des Wasserstraßen- und Schifffahrtsamts (WSA) Weser
Thomas Lippel, Fachbereichsleiter Wasserstraßen im WSA Weser

100 Jahre Weserbund  Vergangenheit, Gegenwart, Zukunft
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Dieser Anstieg wird durch die Wasserstraßen- und 
Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) stetig über 
die Verkehrszahlen und die Gütermengen ausgewer-
tet. Außergewöhnlich hohe Steigerungsraten wurden 
außerdem für die Containerschifffahrt auf der Mittel-
weser erwartet, da durch den Aufbau von Container-
terminals entlang der Bundeswasserstraßen ein Bei-
trag zur Entlastung des Straßen- und Schienennetzes 
geleistet werden sollte.

Für die zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Freien Hansestadt Bremen vereinbarten Aus-
bauplanungen wurden deshalb 1997 die Abmessungen 
des teilabgeladenen Großmotorgüterschiffs zugrunde 
gelegt, das im Vergleich zum Europaschiff rund  
40 Standardcontainer mehr laden kann. Vorgesehen 

waren Maßnahmen im Gewässerbett der Weser sowie 
an den Schleusen und in den Schleusenkanälen, zu-
dem die Neubauten der Weserschleuse in Minden und 
der Schleuse in Dörverden sowie die Durchführung 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen.

Konkrete Schritte zwischen 1989 und 2013

Für das Europaschiff wurden die Baumaßnahmen 
in der Stauhaltung Petershagen am 31. 1. 1989, für 
die Stauhaltungen Schlüsselburg und Landesbergen 
(einschließlich der Schleusenkanäle Petershagen, 
Schlüsselburg und Landesbergen) am 31. 5. 1991 plan-
festgestellt. Die Planungen sahen eine Vertiefung der 
Fahrrinne von 2,50 Meter auf 2,80 Meter in den Stau-
haltungen sowie eine Wassertiefe von 3,50 Meter und 

Ein Binnenschiff passiert Bremen weseraufwärts  Foto: bremenports
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erforderlich. Ökologisch hochwertige Bereiche oder 
Bereiche, in denen die technische Machbarkeit einen 
unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordert hätte, 
wurden vorerst nicht verändert – für die Schifffahrt 
blieb es so weiter bei Begegnungsverbotsstrecken. 
Ohnehin waren für alle Schritte neben zwei größeren 
Kompensationen für bauliche Eingriffe auch umfang-
reiche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen notwendig, 
durch die etwa die Uferrückverlegungen so abgeflacht 
wurden, dass wertvolle Rückzugsräume entstehen 
konnten. 

Damit das Großmotorgüterschiff auf der Weser 
überhaupt verkehren konnte, mussten die Schleusen 
in Dörverden und Minden neu gebaut werden, wobei 
eine nutzbare Länge von 139 Meter festgelegt wurde. 
Die Schleusenanlage in Dörverden bestand bisher aus 
der großen Schleppzugschleuse von 1912 und der 1935 
in Betrieb genommenen kleinen Schleuse mit einer 
nutzbaren Länge von 85 Meter. Da die 2013 fertig-
gestellte neue Schleuse zwischen den beiden existie-
renden Schleusen gebaut wurde, gab es nur minimale 
Eingriffe in die Natur und das Landschaftsbild. 

Der Ausbau der Schleusenkanäle umfasste die 
Vertiefung der Sohle auf 3,50 Meter unter hydro-
statischem Stau (gemäß der bei der Planfeststellung 
geltenden Richtlinien für Regelquerschnitte in 

die Befestigung der Böschungen in den Schleusen-
kanälen vor. Die Maßnahmen sind abgeschlossen, der 
untere Schleusenkanal in Petershagen und der obere 
Schleusenkanal in Schlüsselburg wurden allerdings 
ausschließlich vertieft. Hinsichtlich der Abladetiefe 
und des Begegnungsverkehrs ist damit für das ES und 
das teilabgeladene GMS die eingeschränkte Befahrbar-
keit des Abschnitts möglich. 

Für die unteren vier Stauhaltungen – Drakenburg, 
Dörverden, Langwedel und Bremen-Hemelingen – 
sind die Ausbaumaßnahmen unter der Berücksichti-
gung der Befahrbarkeit für das Großmotorgüterschiff 
mit dem Beschluss vom 15.01.2002 planfestgestellt 
worden. Erforderlich war hier eine Vertiefung der 
Fahrrinne in den Stauhaltungen von 2,50 Meter auf 
2,80 Meter unter hydrostatischem Stau. Die Ablade-
tiefe von 2,50 Meter hält die Wasserstraßen- und 
Schifffahrtsverwaltung Weser auf der Mittelweser 
durch Regiebaggerungen der eigenen Baggereinheit 
und bedarfsweise auch durch Unternehmerbagge-
rungen durchgehend vor. Die anfallenden Sedimente 
werden dabei im Fluss umgelagert. 

Um den Großmotorgüterschiffen den nötigen 
Manövrierraum in den Kurvenbereichen zu ermög
lichen, waren 19 Querschnittsaufweitungen, bevor-
zugt an Gleithängen mit flachen Böschungsneigungen, 

Wehr Drakenburg � Foto: WSA Weser
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Zulassung des teilabgeladenen GMS eingeführt und 
bereits 2018 erstmals angepasst, um der Schifffahrt 
eine noch bedarfsgerechtere Fahrt zu ermöglichen.

Ausblick

Die Ergebnisse der Verkehrsbeobachtung fließen auch 
in das Rahmenkonzept Mittelweser ein, das mit dem 
Ziel, die Unterhaltung zu vereinfachen, Gefahren-
stellen zu beseitigen und das bestehende System zu 
stabilisieren vom WSA Verden entwickelt wurde. In 
Abstimmung zwischen dem Bundesministerium für 
Verkehr und der Wasserstraßen- und Schifffahrtsver-
waltung sind für die 14 dringlichsten und wirkungs-
vollsten Aspekte in den Maßnahmenpaketen Brücken, 
Warte- und Wendestellen, Vorhäfen, Kanäle und Quer-
schnittsanpassungen konkrete Voruntersuchungen 
geplant und bereits angelaufen. Wie schon bei der 
Mittelweseranpassung wird das WSA Weser hier er-
neut von den Wasserstraßen-Neubauämtern Hannover 
und Helmstedt unterstützt. 

Auch nach Abschluss der Anpassungsmaßnahmen 
wird von der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwal-
tung des Bundes auf der Grundlage des Rahmenkon-
zeptes weiter an einer den nautischen Erfordernissen 
entsprechenden und bedarfsgerechten Weiterentwick-
lung der Mittelweser gearbeitet.

Schifffahrtskanälen) sowie die Verbreiterung der 
Schleusenoberkanäle Drakenburg und Langwedel. 
Durch die Verbreiterung der Schleusenoberkanäle 
ist nach dem Ausbau eine Begegnung von zwei Groß-
motorgüterschiffen möglich, während der obere 
Schleusenkanal Dörverden aufgrund der örtlichen 
Gegebenheiten auch nach dem Ausbau nur einschiffig 
befahrbar ist. Insgesamt sind die Vertiefungen in den 
Schleusenkanälen auf einer Länge von circa 14 Kilo-
meter durchgeführt worden.

Verkehrsbeobachtung

Aufgrund des wachsenden Verkehrs wurde die Wasser-
straßen- und Schifffahrtsverwaltung vom Bundesminis-
terium für Verkehr und digitale Infrastruktur zu einer 
Verkehrsbeobachtung auf der Mittelweser verpflichtet. 
Bereits 2009 war auf dem Flussabschnitt der AIS (Auto-
matic Identification System)-Pilotbetrieb eingeführt 
worden, der automatisch Positions- und Schiffsdaten 
an andere Schiffe und die Leit- und Revierzentrale in 
Minden überträgt. Auf der Basis der dabei gesammel-
ten Erfahrungen und nach einer extra durchgeführten 
Befahrung mit einem GMS im Frühjahr 2016 entwickel
ten das Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Verden 
und die Generaldirektion Wasserstraßen und Schiff-
fahrt die Schifffahrtspolizeiliche Anordnung (SPA) für 
die Mittelweser. Die SPA wurde im August 2017 mit 

Wehr Langwedel � Foto: WSA Weser Wehr Schlüsselburg � Foto: WSA Weser
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in dem Film den größten Raum ein. „So hat der Weser-
bund die Dringlichkeit der Maßnahmen in der breiten 
Öffentlichkeit unterstützt und auch für die wirtschaft-
liche Ausnutzung dieses Baues geworben“, schrieb 
Karl Löbe in der Festschrift von vor 50 Jahren. Daran 
hat sich bis heute nichts geändert. 

Ohne die ständigen Bemühungen des Weserbun-
des und seiner Mitglieder, insbesondere der Unterneh-
men, Landkreise und Kommunen an der Weser, wäre 
es nicht gelungen, die Anpassungsmaßnahmen an der 
Mittelweser den Erfordernissen der Zeit entsprechend 
umzusetzen. 

Der Weserbund ist aber auch ein Verband, für den 
die Sicherung unserer natürlichen Lebensgrundlagen 
unabdingbar ist. Schon deshalb hat der Weserbund 
immer darauf geachtet, dass ökonomische Notwendig-
keiten nur in ökologisch vertretbarem Ausmaß geplant 
und umgesetzt wurden. Das wird auch in Zukunft so 
bleiben.

Der Weserbund ist seit seiner Gründung mit der Nut-
zung der Mittelweser auch für den wirtschaftlichen 
Verkehr befasst. In der Festschrift „50 Jahre Weser-
bund“ ist dazu über die Zeit unmittelbar nach dem  
Zweiten Weltkrieg zu lesen: „Von den beiden großen 
Arbeitsrichtungen des Weserbundes aus der Vorkriegs-
zeit, Weserausbau und Werra-Main-Verbindung, blieb 
also nur die erstere offen. Lehren und Erfahrungen 
aus den neuen Verhältnissen zu sammeln, hatte der 
Weserbund jetzt ausreichend Gelegenheit bei seiner 
nun vornehmsten Aufgabe.“

Freundlich wird in dem zitierten Beitrag von  
Dr. Karl Löbe dargestellt, dass der Weserbund die 
Ausbauarbeiten nach dem Krieg „begleitet“ hat. Tat-
sächlich war er immer dann gefordert, wenn es um 
die Vermittlung zwischen den Akteuren jener Zeit 
ging. Dabei half auch ein „Weserfilm“, den der Weser-
bund in Auftrag gegeben hatte und der 1958 auf dem 
Wesertag in Celle uraufgeführt wurde. Die damaligen 
Anpassungsmaßnahmen an der Mittelweser nahmen 

Das erfolgreiche Engagement des Weserbundes
für eine leistungsfähige Mittelweser
Eine Chronik

Prof. Dr. Heiner Hautau, Dipl.-Volkswirt Ralf Rüdiger Heinrich, Dr. h.  c. Klaus Wedemeier

100 Jahre Weserbund  Vergangenheit, Gegenwart, Zukunft
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1977
Das Land Freie Hansestadt Bremen (FHB), vertreten 
durch den Senator für Häfen, Schiffahrt und Verkehr, 
und der Bund, vertreten durch den Bundesminister 
für Verkehr (BMV), besprechen nach Beginn der Aus-
baumaßnahmen am Mittellandkanal die Anpassung 
der Mittelweser für den Verkehr mit dem auf 2,50 Me-

ter vollabgeladenen 1.350-t-Schiff (Europaschiff). Die 
Kosten werden mit circa 40 Millionen DM angesetzt.1

1980
Die Bremische Bürgerschaft setzt dafür in den Haus-
halt 1980 eine Verpflichtungsermächtigung in Höhe 
von 13,334 Millionen DM ein.1

Baustelle Nienburg Bühren aus der Luft  Foto: WSA Weser

Anpassung des Fahrwassers und Ausbau der Schleusenbauwerke
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der Praxis beim Ausbau von Bundeswasserstraßen im 
Binnenland. Das Land Niedersachsen verweigert wie 
schon beim Elbe-Seitenkanal eine Beteiligung an den 
1/3-Kosten.

Der Senat rechnet mit einer Beteiligung des Lan-
des Nordrhein-Westfalen. Ein Irrtum, wie sich später 
herausstellen sollte. Niedersachsen und Nordrhein-
Westfalen hatten sich zuvor bereits an den Kosten 
des Ausbaus des Mittellandkanals in ihren Ländern 
beteiligt, Bremen seit 1965 mit einem sehr geringen 
Beitrag. 

1985
Die Anpassung der Mittelweser für das Europaschiff 
(voll abgeladen) von Minden bis Bremen wird mit der 
Einstufung des vordringlichen Bedarfs in den Bundes-
verkehrswegeplan aufgenommen.

1982
Der Senat des Landes FH Bremen unterrichtet die 
Bremische Bürgerschaft über die Absicht, mit dem 
Bund eine Vorvereinbarung zum „Verwaltungsabkom-
men Bund/Bremen über die Anpassung der Mittel
weser…“ abzuschließen.  Diese Vereinbarung wird am 
30. April/28. Mai 1982 unterzeichnet.

Aus der Begründung des Senats: „Im Vergleich 
zu Hamburg wird sich die Situation der bremischen 
Häfen erheblich verschlechtern, sobald die Ausbau-
maßnahmen am Mittellandkanal abgeschlossen sind 
und Hamburg über den Elbe-Seitenkanal/Mittelland-
kanal einen leistungsfähigen Anschluß an das Was-
serstraßennetz für das vollabgeladene Europa-Schiff 
haben wird.“1

Der Bund fordert eine Beteiligung in Höhe von 1/3 
an den Planungs- und Ausbaukosten, dies entspricht 

Wehr Dörverden aus der Luft � Foto: WSA Weser
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1997
Die Bremische Bürgerschaft stimmt der Änderung des 
Verwaltungsabkommens von 1988 zwischen dem Bund 
und Bremen über die Anpassung der Mittelweser zu.
In Artikel 1 des Verwaltungsabkommens wird ver-
einbart, die Mittelweser auch für „den Verkehr von 
Großmotorgüterschiffen (GMS) mit Begegnungs- und 
Abladebeschränkungen“ anzupassen.6

Für den Schiffstyp Europaschiff (85 Meter) ist wie 
schon im Verwaltungsabkommen von 1988 ein unein-
geschränkter Begegnungsverkehr auf der gesamten 
Mittelweser vertraglich vereinbart.

1999
Staatsrat Gerd Markus, zuständig für bremische 
Häfen, überregionalen Verkehr und Außenhandel, 
sieht sich veranlasst, in seinem Schreiben vom 
1. 4. 1999 an Franz Müntefering, Bundesminister für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, klarzustellen, 
„dass das Verwaltungsabkommen von 1988 den Aus-
bau für das vollabgeladene Europaschiff ohne irgend-
welche Verkehrsbeschränkungen beinhaltet“. Ein Jahr 
später wiederholt Markus‘ Nachfolger, Dr. Uwe Färber, 
diese Feststellung gegenüber der Wasser- und Schiff-
fahrtsdirektion Mitte in Hannover.

2017 wird das Häfen-Ressort diese klaren Positio-
nen nicht mehr parat haben und behaupten, es hätte 
eine solche Vereinbarung in den Verwaltungsabkom-
men von 1988 und 1997 nicht gegeben.7 Dies geschieht 
offensichtlich in Unkenntnis der zitierten Abkommen 
und der Unterlagen der Wasser- und Schifffahrts-
direktion Mitte zum Planfeststellungsverfahren vom 
6. 9. 1989, wo es heißt, dass „mit den geplanten Anpas-
sungsmaßnahmen“ für das Europaschiff ein „zügiger 
und gefahrloser Verkehr“ mit „uneingeschränkter 
Begegnungsmöglichkeit geschaffen werden“ soll.

1986
Entwurf des Bundesministeriums für Verkehr zum 
Verwaltungsabkommen zwischen dem Bund und dem 
Land FH Bremen über die Anpassung der Mittelweser.2

1988
Abschluss des Verwaltungsabkommens zwischen 
dem Bund und dem Land FH Bremen am 17. und 26. 
Oktober, Artikel 1: „Die Bundesrepublik Deutschland 
(Bund) und die Freie Hansestadt Bremen (Land) wer-
den für die Anpassung der Mittelweser an den Verkehr 
mit auf 2,50 Meter abgeladenen 1.350-t-Schiffen (Bau-
vorhaben) im vertrauensvollen Zusammenwirken die 
Mittel aufbringen.“

1993
Das Projekt Nr. 17 der „Verkehrsprojekte Deutsche 
Einheit“ betrifft den Ausbau des Mittellandkanals, um 
den Verkehr mit Großmotorgüterschiffen (GMS 110 
Meter) zu ermöglichen. Der Senat der FH Bremen be-
schließt, sich an einem Gutachten zur Erstellung eines 
modifizierten Anpassungskonzepts für die Mittelweser 
zu beteiligen. Auftraggeber ist das Bundesministerium 
für Verkehr. Es geht um die Frage, ob die Mittelweser 
über das Europaschiff 85 Meter hinaus auch für das 
GMS 110 Meter angepasst werden soll.3 

1994
Der Bremer Senat beschließt, sich an Anpassungsmaß-
nahmen an der Mittelweser für das Großmotorgüter-
schiff (GMS) zu beteiligen.4 Preisstand 1993: 68 Mil-
lionen Euro (132 Millionen DM). Der Anteil Bremens 
beträgt ca. 22,5 Millionen Euro.

1996
Niedersachsen erklärt seine politische und finanzielle 
Unterstützung des Projekts Mittelweser, indem es 
unentgeltlich Grundstücke für Kompensationsmaß-
nahmen zur Verfügung stellt.5
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2001
Die Weserbund-Vorstandsmitglieder Klaus Wedemeier 
und Michael Werner sowie Geschäftsführer Ralf 
Rüdiger Heinrich treffen am 19. Juli mit dem Bremer 
Senator für Wirtschaft und Häfen, Josef Hattig, zusam-
men. Gegen den Rat seiner Verwaltung, die nur eine 
Schleusenlänge von 115 Meter für erforderlich hält, 
verständigen sich Senator Hattig und der Weserbund 
auf eine gemeinsame Forderung: Die neuen Schleusen 
an der Mittelweser in Dörverden und Minden sollten 
auf mindestens 140 Meter, besser jedoch auf 190 Meter 
ausgebaut werden. Diese Position wird auch gegen-
über dem für die Binnenwasserstraßen zuständigen 
Bundesministerium (BMVBW) vertreten. 

Der Weserbund fordert den Ausbau auf eine Länge 
von 190 Meter mit der Begründung, dass dann das 
Großmotorgüterschiff (GMS) 110 Meter zusammen mit 
kleineren Binnenschiffen oder zeitgleich zwei Euro-
paschiffe (2 x 85 Meter) geschleust werden könnten. 
Auch das neu auf den Binnengewässern eingesetzte 
Schiff der Klasse „Übergroße Großmotorgüterschiffe“ 
(ÜGMS) 135 Meter könnte zusammen mit der zu-
nehmenden Zahl an Freizeitschiffen (Motorbooten, 
kleineren Segelschiffen und Motoryachten) ohne un-
vertretbare Behinderung geschleust werden. 

In Untersuchungen der Bundesanstalt für Bin-
nenschifffahrt, einer Behörde im Geschäftsbereich 
des Bundesverkehrsministeriums, werden die Ein-
schätzungen der auf der Weser Binnenschifffahrt 
betreibenden Partikuliere und Reedereien sowie des 
Weserbundes bestätigt: Ein Verkehr mit bis zu 135 
Meter langen Binnenschiffen und Schubverbänden ist 
möglich. Würden die neuen Schleusen in Dörverden 
und Minden nur mit einer Schleusenkammer von 
115 Meter Länge gebaut, so wäre eine leistungsfähige 
Binnenschifffahrt mit ÜGMS-Schiffen unmöglich und 

2000
Die vereinbarten Anpassungsmaßnahmen an der 
Mittelweser gehen nur schleppend voran. Bei einem 
Gespräch mit der Parlamentarischen Staatssekre-
tärin im Bundesministerium für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen (BMVBW), Angelika Mertens, wird 
gegenüber dem Vorsitzenden des Weserbundes, Klaus 
Wedemeier, erklärt, dass spätestens 2002 alle Maßnah-
men – mit Ausnahme der Schleusen – an der Mittel-
weser abgeschlossen sein sollen. 

Auf Bundesebene wechseln sich zwischen 1998 
und 2005 vier Minister in der Verantwortung für das 
BMVBW ab, parallel dazu auch die parlamentarischen 
Staatssekretäre. Ab 2005 kann dann wieder von mehr 
Kontinuität in der Führung des Ministeriums ge-
sprochen werden. Seit 2009 ist der Parlamentarische 
Staatssekretär Enak Ferlemann der ständige und wich-
tigste Gesprächspartner bei allen Fragen zum Ausbau 
der Mittelweser.

Änderungen im Gemeinnützigkeitsrecht veranlas-
sen den Weserbund, sich nun stärker auf die Förde-
rung des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 
des Umweltschutzes, des Küstenschutzes und des 
Hochwasserschutzes zu konzentrieren. In der neuen 
Satzung des Weserbundes wird aber auch die Förde-
rung der Wasserwege zur Entlastung der landgebun-
denen Verkehrswege als Ziel festgeschrieben, und das 
Engagement zugunsten der Mittelweser kann somit 
fortgesetzt werden. Durch die personelle Identität in 
der Geschäftsführung und beim Vorsitz der neuen 
Schwesterorganisation Wirtschaftsverband Weser e.V. 
(WVW) ist eine eng abgestimmte Vorgehensweise in 
Sachen „Mittelweser“ gesichert.
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2010
Aufgrund der gestiegenen Baukosten und der Haus-
haltsnotlage des Landes Bremen sind Disparitäten in 
den Zahlungen des Landes an den Bund aufgetreten. 
Die Möglichkeit einer Vertragsauflösung wird von der 
FH Bremen ausdrücklich nicht in Betracht gezogen. 
Bremen betont, „im Rahmen der gültigen Beschluss-
lage bis 2013 seinen Verpflichtungen nachkommen“  
zu wollen.8

2013
Wegen der beim Bund und im Land Bremen knappen 
Finanzmittel „wurde vereinbart, die Baumaßnahmen 
an der Mittelweser zunächst in einer sogenannten 
Basisvariante umzusetzen“.9 Die vom Bundesverkehrs-
ministerium (BMVI) und der Generaldirektion Wasser-
straßen- und Schifffahrt (GDWS) ins Spiel gebrachte 
Basisvariante, der Bremen zustimmt, beinhaltet den 
Verzicht auf wichtige bauliche Anpassungen und 

die Zukunft der Binnenschifffahrt auf der Mittelweser 
damit dauerhaft belastet und behindert.

Gegen den Widerstand des Bundesverkehrsminis-
teriums, der zuständigen Wasser- und Schifffahrts-
direktion Mitte in Hannover und der Verwaltung der 
Senatorischen Behörde in Bremen gelingt es dem 
Weserbund, die Fehlinvestition in 110 Meter lange 
Schleusen in Dörverden und Minden zu verhindern. 
Die Mindestforderung nach 140 Meter langen Schleu-
senkammern wird nach zahlreichen parlamentarischen 
Initiativen des Wirtschaftsverbandes durchgesetzt.

2008
Die Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des 
Bundes (WSV) schätzt die Gesamtbaukosten für die 
Mittelweser auf circa 146 Millionen Euro (1993: 68 
Mio. Euro). Der Anteil des Landes Bremen würde dem-
nach auf circa 54,6 Millionen Euro steigen (1993: 22,5 
Millionen Euro).

Schleuse Dörverden aus der Luft � Foto: WSA Weser
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der planfestgestellte Ausbau der Mittelweser erforder-
lich, um wirtschaftliche Transporte mit dem GMS zu 
ermöglichen.“

2016
Vom 11. bis 15. April wird von der Wasserstraßen- und 
Schifffahrtsverwaltung des Bundes eine Versuchsfahrt 
nach einer vorausgegangenen Verkehrssimulation auf 
der Mittelweser durchgeführt. Als Empfehlung formu-
liert die Generaldirektion Hannover am 22. 7. 2016 in 
einem vertraulichen Schreiben an das BMVI als Fazit: 
„Die Erkenntnisse der GMS-Versuchsfahrt bestätigen 
in vielen Aspekten die Ergebnisse der numerischen 
Verkehrssimulation. Hervorzuheben sind:

–	� Aufgrund der eingeschränkten Leichtigkeit und 
der zusätzlich erforderlichen Wartestellen sollten 
die URV 1. 1 bis 1. 3 und URV 2. 2. bis 2. 4 umgesetzt 
werden. Die Kosten würden bei insgesamt circa 20 
Millionen EUR liegen. Die Entwürfe-HU, -AU und 
die Ausschreibungsunterlagen liegen vor.

–	� Für die oberen Haltungen sollte kurzfristig mit 
Planungen/Untersuchungen begonnen werden, um 
die dortigen Verhältnisse zu verbessern.“

Mit diesen Feststellungen der Wasserstraßen- und 
Schifffahrtsverwaltung wird die Behauptung des BMVI 
und des Landes Bremen, dass ein Verzicht auf die aus-
stehenden URV keine nennenswerten Auswirkungen 
auf den Verkehrswert der Mittelweser hat, eindeutig 
widerlegt. Das Wissen um dieses Schreiben und die 
darin enthaltenen Empfehlungen sind für den Weser-
bund bei den künftigen Gesprächen zur Mittelweser 
und besonders bei der Forderung nach Umsetzung 
aller bereits planfestgestellten Uferrückverlegungen 
von großer Bedeutung.

neun planfestgestellte Uferrückverlegungen (URV) in 
Flusskurven. Als Konsequenz wären die ÜGMS-Ver-
kehre, für die die Schleusen auf 140 Meter ausgebaut 
wurden, unmöglich geblieben. Für die GMS 110 Meter 
wäre auf einer Strecke von fast 50 Kilometer oder rund 
36 Prozent der Mittelweser nur ein Einbahnverkehr 
möglich und selbst für Europaschiffe 85 Meter hätte es 
auf einer Länge von mindestens 16 Kilometer nur Ein-
bahnverkehre gegeben. Die Mittelweser wäre bei Um-
setzung der „Basisvariante“ zu einer Investitionsruine 
verkommen, in die bereits öffentliche Mittel von weit 
über 200 Millionen Euro geflossen waren.

Der Weser-Kurier titelt am 30. 11. 2015 resigniert: 
„Es klingt nach Abschied.“ Die Zeitung kommentiert: 
„Also wird es, so der aktuelle Stand, keine konkurrenz-
fähige Anbindung der Weserhäfen an das Wasserstra-
ßennetz geben. 250 Millionen Euro liegen im Wasser.“

Die Auseinandersetzung um die  
Uferrückverlegungen

Der abgesprochene Verzicht des Bundesministeriums 
für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) und des 
Landes Bremen auf die planfestgestellten Uferrück-
verlegungen (URV) steht in den kommenden Jahren 
im Mittelpunkt der mühsamen Auseinandersetzungen 
zwischen dem Bund und Bremen einerseits und den 
Unternehmen und Verbänden der Hafenverkehrswirt-
schaft andererseits.

2015
Der Senat der FH Bremen beantwortet im Dezember 
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion zum Ausbau 
der Mittelweser:10 „Zur Stärkung der Hinterlandanbin-
dungen der bremischen und niedersächsischen Häfen 
auf dem Wasserweg und zur dringend erforderlichen 
Verlagerung von Verkehren auf die Wasserstraße ist 
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ist eine Anpassung der Mittelweser gemäß planfest-
gestelltem Ausbauprogramm sowie die Beseitigung 
vorhandener Engpässe im südlichen Abschnitt der 
Mittelweser. 

–	� Die Unternehmen machen sehr deutlich, dass sich 
mit der sogenannten „Basisvariante“ – insbeson-
dere bei Verzicht auf die neun noch ausstehen-
den Uferrückverlegungen – die Verkehrsabläufe 
durch die zusätzlichen Begegnungsverbote für 
Großmotorgüterschiffe auf insgesamt fast 50 Kilo-
meter in einem Umfang verschlechtern, der ihren 
Einsatz aus wirtschaftlichen und verkehrslogis-
tischen Gründen unmöglich macht. Besonders 
kritisiert wird, dass sich durch die geplanten Be-
gegnungsverbote nun auch auf einer Länge von 
circa 16 Kilometer die Verkehrsmöglichkeiten für 
die heute bereits eingesetzten Europaschiffe ver-
schlechtern. Die Unternehmen der Sand- und Kies-
wirtschaft, die circa 2,5 Millionen Tonnen jährlich 
per Binnenschiff über die Mittelweser transpor-
tieren, erklären, dass sie gezwungen sein werden, 
einen bedeutenden Teil der Tonnage auf die Straße 
zu verlagern. Dieser Schritt würde zusätzlich bis 
zu 30.000 Lkw-Fahrten durch die Gemeinden in 
der Mittelweser-Region erfordern, und der massive 
Protest seitens der betroffenen Bevölkerung dürfte 
nicht lange auf sich warten lassen. 

Zur Unterstützung der begründeten Forderungen 
der teilnehmenden Unternehmen zitiert Klaus Wede-
meier die Empfehlung aus dem (angeblich nicht mit 
der vorgesetzten Behörde abgestimmten!) Schreiben 
der Generaldirektion Hannover vom 22. 6. 2016 an das 
BMVI, sechs der neun planfestgestellten URV baulich 
umzusetzen. Er verbindet das mit der Forderung, alle 
neun noch ausstehenden UVR durchzuführen.

Auf dem Wesertag am 18. April 2016 erklärt Olaf 
Lies, MdL, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
des Landes Niedersachsen, zur Anpassung der Mittel
weser: „Das Land Niedersachsen unterstützt uneinge-
schränkt die Position des Weserbund e.V. nach einem 
vollständigen und zeitnahen Ausbau der Mittelweser 
gemäß Planfeststellungsbeschluss.“ Die Mittelweser 
sei, so Lies, auch als integraler Bestandteil des Netzes 
norddeutscher Wasserstraßen von elementarer Be-
deutung.

Im Niedersächsischen Landtag beschließen die 
Fraktionen der SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP gemeinsam einen Antrag zur Mittelweser-Anpas-
sung. Der vollständige Ausbau der Mittelweser gemäß 
Planfeststellung ist nach einhelliger Auffassung der 
Fraktionen zwingend erforderlich.11

Am 22. September 2016 verabreden Minister Olaf 
Lies, der Parlamentarische Staatssekretär Enak Ferle-
mann für das BMVI und Klaus Wedemeier als Sprecher 
der beteiligten Verbände und Unternehmen aus dem 
Weserraum. zu einem Treffen zum Thema „Potenziale 
auf der Mittelweser“ nach Bremen einzuladen. 

2017
Am 19. Januar findet auf Einladung des BMVI das 
verabredete Treffen in Bremen statt. Die Vertreter der 
eingeladenen Unternehmen berichten über die aus 
ihrer Sicht großen Potenziale der Mittelweser, nennen 
aber auch die Bedingungen. 

–	� Für den Bereich Massenguttransporte gehen die 
Unternehmen von einem zusätzlichen Potenzial 
von bis zu 2 Millionen Tonnen p.a. aus. Beim Con-
tainertransport werden Ladungspotenziale von bis 
zu 125.000 TEU für den Verkehr mit Binnenschiffen 
auf der Mittelweser prognostiziert. Voraussetzung 
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mentarischen Staatssekretär Enak Ferlemann – auch 
die Einladung eines engagierten bremischen Unter-
nehmers an Bundesminister Alexander Dobrindt, als 
Ehrengast an der Bremer Schaffermahlzeit im Februar 
2017 teilzunehmen, erweist sich als sehr hilfreich.

Am 19. April 2017 wendet sich der Vorsitzende des 
Weserbundes, Klaus Wedemeier, in einem ausführ-
lichen Schreiben an den Parlamentarischen Staatsse-
kretär Enak Ferlemann und weist noch einmal auf die 
eindeutige Stellungnahme der im Januar am Treffen 
beteiligten Unternehmen hin. Wedemeier erinnert 
weiter an den gemeinsamen Beschluss aller Fraktio-
nen im Niedersächsischen Landtag aus dem Jahr 2016 
und die klare Positionierung der Fraktionen von CDU 
und FDP in der Bremischen Bürgerschaft. 

Die betroffenen Binnenschifffahrtsunternehmen 
informieren in der Fachzeitschrift Schifffahrt Hafen 
Bahn und Technik (SUT 2/2017) unmissverständlich 
deutlich über ihre Haltung, die in der Sache identisch 
mit der Position der Verbände und aller weiteren 
Unternehmen ist.

All diese Aktivitäten bleiben nicht ohne Wirkung. 
Am 14. Juni 2017 unterrichtet der Parlamentarische 
Staatssekretär des BMVI, Enak Ferlemann, den Vorsit-

19 Unternehmen aus Niedersachsen und Bremen 
veröffentlichen im Februar 2017 gemeinsam mit zehn 
Verbänden und Organisationen eine Denkschrift zur 
Anpassung der Mittelweser. Darin werden die Aus-
gangssituation und die aktuellen Probleme dargestellt 
und zentrale Forderungen für eine Lösung aufgelistet.

„Um bestehende Binnenschiffsverkehre in einer 
Größenordnung von 7 – 8 Millionen Tonnen pro Jahr 
zu sichern sowie zusätzlich neue Transporte per Groß-
motorgüterschiff oder Schubverbände über die Mittel-
weser durchführen zu können, fordern die nachfol-
genden Unternehmen und Verbände/Organisationen 
der maritimen Wirtschaft in der Weser-Region:

1.	� Zeitnahe Realisierung der noch ausstehenden und 
planfestgestellten Baumaßnahmen, insbesondere 
alle Uferrückverlegungen zur Reduzierung der 
Begegnungsverbote.

2.	� Sicherstellung des uneingeschränkten Begegnungs-
verkehrs von beladenen Europaschiffen (Tiefgang 
2,5 Meter) gemäß Verwaltungsabkommen zwischen 
dem Bund und dem Land Bremen aus dem Jahr 
1987.

3.	� Zentrale Beseitigung bestehender Engpässe im süd-
lichen Abschnitt der Mittelweser.“

Es gelingt in der Folgezeit durch Gespräche mit 
dem Bund, den Bundestagsabgeordneten aus der 
Weser-Region und durch die Unterstützung des Landes 
Niedersachsen, in einem bisher nicht für möglich 
gehaltenen Umfang eine Korrektur der Vereinbarung 
zwischen dem Bund und Bremen aus dem Jahr 2013 zu 
erreichen. Die bremische Politik kann in ihrer Mehr-
heit nicht als Mitstreiter einbezogen werden, sie hat 
sich in der Sache bereits anders entschieden als die be-
troffenen Verbände und Unternehmen. Entscheidend 
sind dagegen insbesondere die Kontakte zum Parla-

Minister Alexander Dobrindt  Foto: schaffermahlzeit.de
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Verlagerung von Güterverkehren von der Straße auf 
Schiene und Wasser eine wichtige Rolle, die wir auch 
bei unserer zukünftigen Wirtschafts- und Häfenpolitik 
angemessen berücksichtigen werden.“ 

In der bereits 2017 abgeschlossenen Koalitionsver-
einbarung für das Land Niedersachsen zwischen der 
SPD und der CDU wird unter dem Punkt Schienen- 
und Wasserwege vereinbart: „SPD und CDU wollen die 
dringend notwendigen Fahrrinnenanpassungen der 
Außen-Ems und der Weser bis Brake vorantreiben und 
den Ausbau der Mittelweser fortführen.“

Quellennachweis:
  1	 Mitteilung des Senats 10/758 v. 15. 2. 82
  2	 1. Ausfertigung vom 25. 7. 1986
  3	� Vorlage 201/93 mit Tischvorlage zur Ergänzung der 

Vorlage 201/93 v. 06. 4. 1993
  4	� Beschluss des Senats v. 20. 12. 1994, Vorlage 637/94 und 

Tischvorlage der Senatoren für Häfen, Schifffahrt und 
Außenhandel sowie Umweltschutz und Stadtentwick-
lung. v. 16. 12. 1994

  5	� Mitteilung des Senats v. 25. 2. 1997 Drucksache 14/595
  6	 Ebenda. Anlage 7
  7	� Der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen: Vorlage für 

die Sitzung des Ausschusses für die Angelegenheiten der 
Häfen im Lande Bremen am 3. 5. 2017

  8	� Vermerk Besprechung beim BMVBS am 2. März 2010 in 
Bonn.

  9	� Vermerk Referat 31, Senator für Wirtschaft und Häfen  
v. 30. 1. 2013

10	� Drucksache 19/212 v. 8. 12. 2015 Antwort des Senats
11 	� Vermerk zum TO „Ausbau Mittelweser“ der gemein

samen Sitzung von Abgeordneten aus Niedersachsen 
und Bremen am 1. 11. 2016 in Wilhelmshaven.

12 	� Schreiben Enak Ferlemann, MdB, an Klaus Wedemeier v. 
14. 6. 2017

13 	 Weser-Kurier v. 24. 11. 2018

zenden der Verbände Weserbund e.V. und WVW e.V., 
Klaus Wedemeier, schriftlich darüber, dass „weitere 
bereits planfestgestellte Uferrückverlegungen (URV) 
umgesetzt werden“.12 Genannt werden je drei URV in 
Dörverden und Drakenburg. Dabei handelt es sich um 
sechs der neun planfestgestellten URV. 

Auf einer Pressekonferenz in Bremen unterrich-
tet Ferlemann am gleichen Tag gemeinsam mit dem 
Präsidenten der Generaldirektion Wasserstraßen und 
Schifffahrt, Prof. Dr.-Ing. Hans-Heinrich Witte, die 
Öffentlichkeit über diese Entscheidung.

2018
Der Bremer Senat unterstützt nun die Forderung, die 
Mittelweser vollständig auszubauen, und zwar ein-
schließlich der baulichen Umsetzung aller neun noch 
nicht fertiggestellten, aber planfestgestellten Ufer-
rückverlegungen. Er korrigiert damit seine Haltung 
aus dem Juni des Jahres 2017. „Der Senat sieht in dem 
Ausbau der Mittelweser eine wesentliche Vorausset-
zung für die Verlagerung von Gütern und Verkehren 
auf das Binnenschiff“, erklärt Martin Günthner, Se-
nator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen, gegenüber 
dem Weser-Kurier und fügt hinzu: „Über die weiteren 
Uferrückverlegungen gibt es mit dem Bund gute Ge-
spräche.“

Der Weserbund stellt durch seinen Geschäftsführer 
Ralf Rüdiger Heinrich fest: „Wir fühlen uns bestätigt.“ 
Heinrich betont, dass so ein Teil der Maßnahmen er-
füllt werde, den der Weserbund seit Jahren fordert.13

2019
In der Vereinbarung zwischen SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und Die Linke zur Zusammenarbeit in einer 
Regierungskoalition für die 20. Wahlperiode der Bre-
mischen Bürgerschaft 2019 – 2023 wird zur Mittelweser 
festgehalten: „Die Mittelweser spielt hinsichtlich der 
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Im 14. und 15. Jahrhundert wurde auf der Weser 
die Eke aus Eichenholz (= Eke) als Binnenschiff einge-
setzt. Ebenso die Bukke oder Bulle, ein circa 30 Meter 
langer und drei Meter breiter Weserkahn, aus der 
später das wesertypische Bockschiff wurde.

Die Weserschiffahrtsakte, die von den Vertretern 
aller Weseruferstaaten am 10. September 1823 in Min-
den beschlossen wurde, machte Stapelrechten und 
anderen mittelalterlichen Privilegien ein Ende und 
verpflichtete alle Anliegerstaaten zu den notwendigen 
Strombaumaßnahmen und zur Sicherung der Schiff-
fahrt auf der Weser.

Nach der Großen Weserkorrektion (1885 – 1895) 
im Bereich der Unterweser erfolgten auch im Bereich 
der Mittelweser weitere wesentliche wasserbauliche 
Maßnahmen. Mit dem Bau des Hemelinger Weser-
wehrs in Bremen-Hastedt begann 1911 die Anhebung 
des Wasserspiegels der Mittelweser durch Staustufen 
und Schleusenkanäle. Vollendet wurde die Maß
nahmenserie erst in den Aufbaujahren nach dem 
Zweiten Weltkrieg.

Schon die Römer nutzten vor 2.000 Jahren die Weser 
als Schifffahrtsweg. In nur wenigen Monaten brachten 
Roms Legionen im Frühling und Sommer des Jah-
res 5 die Region an Weser- und Elbemündung unter 
ihre Kontrolle. Danach wurde die Weser als Trans-
portweg für Truppen und Nachschub genutzt. Nach 
der desaströsen Niederlage in der Varusschlacht im 
Jahr 9 entglitt den Römern allerdings die Kontrolle 
über den Norden Deutschlands und damit auch die 
Weser als Schifffahrtsweg. Im Jahre 16 zog sich Rom 
aus der Küstenregion zurück.1 Danach versank die 
Weser als Schifffahrtsweg für lange Zeit im Dunkel der 
Geschichte.

Für das 8. Jahrhundert lässt sich dann ein Verkehr 
kleiner Handelsschiffe nachweisen, die über Aller, 
Leine und Oker bis Braunschweig, Hildesheim und 
Elze fuhren. Im 12. Jahrhundert gelangten sie über die 
Werre, Else und Hase bis nach Westfalen.

Die Mittelweser
Ausblick auf notwendige Maßnahmen  
aus Sicht der Binnenschifffahrt

Nico Steudel, Geschäftsführer der Rhein-Umschlag GmbH & Co. KG

1	  �Werner von Hadel: Die Römer an Weser und Elbe,  
NWZ online, 16. 4. 2005

100 Jahre Weserbund  Vergangenheit, Gegenwart, Zukunft
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Im Jahre 1988 wurde in einem Regierungsabkom-
men zwischen dem Bund und der Freien Hansestadt 
Bremen der Ausbau der Mittelweser für das 2,50 Meter 
abgeladene Europaschiff (ES) mit einer Länge von  
85 Meter und einer Breite von 9,50 Meter beschlossen.

Da auf dem Mittellandkanal inzwischen Großmo-
torgüterschiffe (GMS) mit einer Länge von 110 Meter, 
einer Breite von 11,45 Meter und einem Tiefgang von  

2,80 Meter fuhren, wurde in einem ergänzenden 
Abkommen im Jahre 1997 festgelegt, die Mittelweser 
auf ganzer Länge auch für das teilabgeladene GMS 
mit 2,50 Meter Tiefgang und mit eingeschränkten 
Begegnungsmöglichkeiten auszubauen.

Der Ausbau begann, verlief aber wegen der stei-
genden Preise der Baumaßnahmen und der insgesamt 
knappen Mittel schleppend. 

Die sogenannte Basisvariante

Was dann im Jahr 2013 passierte, hätte beinahe dazu 
geführt, dass die Mittelweser wieder ein beschau
liches Gewässer geworden wäre – wie nach dem Ab-
zug der Römer, allerdings mit höherem Freizeitwert. 
Zumindest Kanufahrer, Sportschiffer und Hobbyflößer 
hätten sich nämlich über den Ausbau der Mittelweser 
nach der sogenannten „Basisvariante“ gefreut. Die 
Berufsschifffahrt dagegen hätte sich langsam aber 
sicher aus dem Revier zurückziehen müssen. Auf dem 
Grund der Weser wäre durch den unvollendeten Aus-
bau ein dem Rheingold vergleichbarer Schatz liegen 

Fahrt auf der Weser  Foto: WSA Weser

Begegnung � Foto: WSA Weser
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blieben waren, weil es immer nur um die Anbindung 
der Seehäfen ging. Während die sogenannten Durch-
gangsverkehre die Mittelweser als kürzeste Transit
strecke von und zu den Seehäfen nutzen, führen die 
Orts- und Zielverkehre in das Mittelwesergebiet hinein 
und hinaus (Zielverkehre) oder bleiben innerhalb des 
Reviers (Ortsverkehre). Sie betreffen insbesondere die 
zahlenmäßig relevanten Baustofftransporte aus der 
Mittelweserregion in die norddeutschen Ballungs
gebiete.

geblieben: Auf 200 Millionen Euro summierten sich 
mittlerweile die bisher ausgegebenen öffentlichen 
Mittel für den Teilausbau. Auch glaubte keines der 
Unternehmen, die die Weser als Transportweg nutz-
ten, an einen späteren Weiterbau nach dem Erreichen 
des „Zwischenziels“ der Basisvariante. 

Es bedurfte des konzertierten Zusammenwirkens 
der betroffenen Häfen und Kommunen im Weser-
bund, der schifffahrtstreibenden und umschlagen-
den Industrie im Wirtschaftsverband Weser sowie 
der beteiligten Länder Niedersachsen und, nun ja, 
Bremen, um das Ruder im Jahr 2017 buchstäblich in 
letzter Minute herumzureißen und den Bund von der 
Umsetzung weiterer wichtiger und bereits planfestge-
stellter Baumaßnahmen zu überzeugen. Dafür, dass es 
schließlich gelang, gebührt allen beteiligten Akteuren 
in dieser Zeit größter Respekt. Die detaillierte Ge-
schichte dieser Entwicklungen ist in dieser Festschrift 
an anderer Stelle nachzulesen.

Zum ersten Mal tauchten jetzt in der Diskussion 
über die Weserverkehre auch die sogenannten Orts- 
und Zielverkehre auf, die bis dato unberücksichtigt ge-

Transport auf der Weser  Foto: WSA Weser

Liegestelle an der Weser in Hoya  Foto: WSA Weser

Weserbrücke in Nienburg � Foto: WSA Weser 
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des Kombinierten Verkehrs (KV) die Durchgängig-
keit der Hauptstrecken für einheitliche Schiffsgrößen 
immer wichtiger wird. 

Wenn wir das sogenannte „Große U“ zwischen 
den Containerterminals in Hamburg und Bremen/
Bremerhaven über den Elbe-Seitenkanal (ESK), den 
Mittellandkanal (MLK) und die Mittelweser betrach-
ten, ist auf den Kanälen der Transport mit Übergroßen 
Motorschiffen (ÜGMS) oder sogar Koppelverbänden 
mit bis zu 185 Meter Länge bereits jetzt problemlos 
möglich. Für die großen Verlader und Empfänger in 
den Ballungsräumen Magdeburg, Wolfsburg, Salzgit-
ter, Braunschweig, Hannover und Ostwestfalen sowie 
die dazugehörigen und mit Bundesmitteln aufwendig 
ausgebauten KV-Terminals bringt die durchgängige 
binnenschiffige Anbindung an beide Seehäfen große 
Flexibilität. Diese ist bei der angestrebten Verlagerung 
der Container und Massengüter von der Straße auf das 

Abwehr der Basisvariante und Einbeziehung aller 
Weserverkehre – man könnte sich auf diesen großen 
Erfolgen ausruhen und zufrieden in die Zukunft 
blicken. Dies ist jedoch in keinem Fall geboten, und 
zwar aus zwei wichtigen Gründen: Zum einen ist der 
jetzt erreichte planerische Ausbauzustand noch weit 
von einem perfekten entfernt, zum anderen verän-
dert sich die Welt der Binnenschifffahrt auch um die 
Mittelweser herum weiter.

Optimierungen im Großen …

Im Bereich der Massengutfahrt wird allgemein über 
eine Vergrößerung der Schiffseinheiten nachgedacht, 
weil die Transportkosten über die erzielbaren Skalen-
effekte sinken und die kleineren Schiffe aus Alters-
gründen verschwinden. Dazu kommt, dass insbe-
sondere in der ständig an Bedeutung gewinnenden 
Binnenschiff-Containerfahrt im Rahmen der Systeme 

Wehr Dörverden Oberwasser  Foto: WSA Weser
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des OWL Regioports am Mittellandkanal in Minden 
sind zwei wichtige Hindernisse entfallen, die die 
Containerfahrt bis dahin auf den Einsatz des 85 Meter 
Europaschiffs (ES) beschränkten. Jetzt muss auch die 
Mittelweser diesem neuen Standard endgültig und 
zügig angepasst werden. 

Die Voraussetzung dafür wiederum ist, dass das 
„Große U“ als ein System verstanden wird, das einen 
Standard auf möglichst großem Nenner erfüllen soll. 
So ist unverständlich, dass die Mittelweser bei der 
Kategorisierung der bundesdeutschen Wasserstraßen 
in die Kategorie „B“ eingestuft wurde, während der 
Mittellandkanal und der Elbe-Seitenkanal der Kate-
gorie „A“ zugeordnet wurden. Das umso mehr, als die 
Orts- und Zielverkehre bei der Zählung der Güter
mengen auf der Mittelweser nicht berücksichtigt 
wurden. Mit der fadenscheinigen Begründung, dass 
er das zweite Bein ja nicht so dringend benötigt, wird 
ein Marathonläufer bei jedem zweiten Schritt zum 

Wasser auch dringend vonnöten, da bei vielen Gütern 
neben dem Preis auch die Zeit und damit die Umlauf-
dauer der Reisen wichtig ist. Neben der Verringerung 
der reinen Fahrzeit durch die Beseitigung von Hinder
nissen können etwa durch den Einsatz von Wechsel
behältern die Lade-, Lösch-, und Umlaufzeiten deut-
lich optimiert werden.

Voraussetzung dafür ist, dass mit einer zeitgemä-
ßen Schiffsgröße das gesamte Revier befahren werden 
kann. Und der „Bottleneck“ ist – die Mittelweser!

Es ist in absehbarer Zeit wohl nicht realistisch,  
den Ausbau der Mittelweser für den 185 Meter Koppel
verband anzustreben oder gar zu fordern. Aber der 
reguläre Einsatz von Großmotorschiffen (GMS) und 
ÜGMS muss und sollte in absehbarer Zeit möglich 
sein. Und das nicht nur in Simulationen, sondern 
im verlässlichen Liniendienst. Mit der Fertigstellung 
der neuen Weserschleuse und der Inbetriebnahme 

Wehr Drakenburg � Foto: WSA Weser
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nämlich dem neuen „Flaschenhals“ Dörverden, wie-
der stauen? Jede Kette ist so stark wie ihr schwächstes 
Glied. Erst wenn auch das ertüchtigt ist, kann das 
System seine Stärken voll ausspielen. Hier gibt es für 
die betroffene Industrie und die beteiligten Verbände 
noch viel Überzeugungsarbeit zu leisten.

Schließlich müssen auch die letzten drei Ufer
rückverlegungen, die noch nicht wieder angegangen 
wurden, endlich gebaut werden. So wie es auch im 
Regierungsabkommen von 1997 vorgesehen war, 
haben die Planer der WSV den Ausbau der Mittelweser 
als Teil eines Systems verstanden, geplant und mit 
Planfeststellungsbeschlüssen genehmigen lassen. 
Warum die betroffenen Unternehmen nach 23 Jahren 
ernüchtert feststellen müssen, dass die Umsetzung 
dieser lange beschlossenen Maßnahmen immer noch 
nicht gesichert ist, bleibt ein deutsches Rätsel. 

Die Römer würden sich wundern …

Hüpfen auf nur einem Bein gezwungen – dieser zuge-
gebenermaßen buchstäblich etwas hinkende Vergleich 
bringt den bisherigen Systemgedanken auf den Punkt. 

… und Optimierungen im Tagesgeschäft

Aber auch im kleineren Tagesgeschäft gibt es noch 
viele Optimierungsmöglichkeiten. So wurde zum 
Beispiel durch den Neubau der Schleuse Dörverden 
mit einer Kammergröße von 139 Meter x 12,30 Meter 
bereits dem geplanten Einsatz von GMS und ÜGMS 
Rechnung getragen. Da alle anderen Schleusen unter-
halb von Minden bis zur See mindestens 214 Meter 
lang sind, können dort immer zwei ES oder sogar 
ein GMS und ein ES gleichzeitig geschleust werden. 
Diese „Zweischiffigkeit“ würde jetzt eigentlich genau 
in der Mitte der Strecke, in Dörverden, unterbrochen. 
Was das bedeutet, kann jeder Autofahrer tagtäglich 
bei der Fahrbahnzusammenführung an einer Auto
bahnbaustelle beobachten.

Um die Anlaufschwierigkeiten der neuen Schleuse 
abzumildern, wurde die noch vorhandene alte Kam-
mer (85 Meter x 12,30 Meter) in Betrieb gehalten. So 
kann bei Ausfall der neuen Kammer zumindest den 
wartenden ES, die immer noch bei Weitem den Groß-
teil des Verkehrs und insbesondere der Orts- und 
Zielverkehre auf der Mittelweser ausmachen, die 
Weiterfahrt ermöglicht werden. Nach konzertierten 
Protesten der betroffenen Unternehmen stimmte die 
Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bun-
des (WSV) dann zu, diese Übergangslösung zunächst 
für weitere Jahre fortzuführen, um so die Zweischiffig-
keit zu gewährleisten. 

Auch hier muss also noch eine langfristige Lösung 
gefunden werden, denn was nutzen die größeren 
Schiffseinheiten, wenn sie sich doch an einer Stelle, 

Blick in eine Schleuse  Foto: WSA Weser


